
von Harald Mahrer, SLP Wien

Obwohl es im ÖGB eine brei-
te Stimmung gegen den Börse-
gang gibt, gingen bis zum 19.1.
nur 500 Postler auf die Straße.
Das Problem liegt auf derHand.
Die Gewerkschaftsführung lehnt
die Privatisierung eigentlich
gar nicht ab und scheint des-
halb zu echtem Widerstand un-
fähig.Der Grund:Falsche Rück-
sicht auf eine neoliberale SPÖ,
die in den 1990er Jahren selbst
entsprechende Privatisierungs-
gesetze beschlossen und die
Verstaatlichte zerschlagen hat.
Wir fordern: Nein zu jeder Pri-
vatisierung, Abwehr des Börse-
gangs durch Streik und keine
Rücksichtnahme der Gewerk-
schaften auf die neoliberale
SPÖ!

Aktien bringen allen was?

Die schwarz-orange Regie-
rung wird nicht müde, der Be-
völkerung und der Post-Beleg-
schaft den Börsegang der Post
schmackhaft zu machen. Alle
würden gewinnen, der Staat,
das Unternehmen, die Kund-
schaft und die Belegschaft –
Post-Aktien bringen allen was,
lautet der ständig wiederholte
Leitspruch der Minister und
Staatssekretäre.

Die Realität sieht anders aus:
Der Großteil der Aktien wird
in den Händen von Spekulan-
ten landen, deren einziges
Interesse der (schnelle) Profit
ist. Dabei ist völlig egal, ob es
sich um “österreichische” oder

“ausländische” Spekulanten
handelt. Das Unternehmen
wird noch stärker auf dieses
Ziel ausgerichtet, wurden doch
bereits im Namen der Effizienz
(gemeint ist Profit) beinahe je-
des zweite Postamt geschlossen
und jeder vierte Arbeitsplatz
vernichtet. Dass gerade ein
Börsengang diesen Trend um-
kehren sollte, ist völlig absurd.

Wie sinnvoll und sicher soge-
nannte “Volksaktien” sind,

mussten tausende deutsche
ArbeitnehmerInnen, die ihr
Erspartes in Telekom-Aktien
investierten, leidvoll erfahren.
Ende der 1990er ging die deut-
sche Telekom-Aktie zurück,
vor allem die Kleinanleger
konnten das nicht aussitzen
und verloren große Beträge.

Eine Mitarbeiterbeteiligung
würde die Lage für die Beleg-
schaft verschärfen: Sie steht
dann vor der Wahl, weiteren
Kürzungen zuzustimmen, um
ihr Erspartes zu retten oder
Kürzungen zu verhindern, auf
Kosten ihrer Aktien. Dieses
“Spiel”können sich die Kolleg-
Innen, die im Schnitt zwischen
EUR 1.100,– und  1.300,– net-
to verdienen, schlicht und ein-
fach nicht leisten.

Privatisierung keine 
Erfolgsgeschichte

Die Regierung verkauft die
Privatisierungen als Erfolgsge-
schichte. Die Unternehmen
stünden hervorragend da,
heißt es. Doch wer hat etwas
von den gut dastehenden
Unternehmen? Dem Staat ent-
gehen jährlich hunderte Milli-
onen an Dividenden, seit dem
Beginn der Privatisierungen in

Österreich Mitte der 1980er-
Jahre wurde in diesen Unter-
nehmen rund ein Viertel der
Arbeitsplätze abgebaut, der
Arbeitsdruck auf die Restbe-
legschaften massiv erhöht. Die
Gewinne streichen nun Aktio-
näre oder internationale Kon-
zerne ein, die Besteuerung die-
ser Gewinne wurde ebenfalls
zurückgefahren.

Die Erfolgsgeschichte Priva-
tisierung am Beispiel der
Austria-Tabak: Seit dem Ver-
kauf an einen britischen Ta-
bakkonzern im Jahr 2001 wur-
den 2 von 4 Werken in Öster-
reich geschlossen, die betroffe-
nen KollegInnen sind arbeits-
los. Daran kann man auch er-
kennen, dass das Argument
Privatisierung würde Steuer-

geld sparen, absurd ist. Wer
zahlt denn nun die Arbeitslo-
senunterstützung für die ent-
lassenen KollegInnen? Wohl
kaum die Konzernherren in
Britannien.

Streik von unten aufbauen

Dass mit harmlosen Protest-
märschen dieser Regierung
nicht beizukommen ist, kön-
nen die KollegInnen der VA-
Tech aus Linz aus eigener Er-
fahrung berichten. Viele Kolle-
gInnen bei der Post “riechen”
den Braten. Sie verstehen, dass
nicht die Verschiebung des
Börsegangs, möglichst günsti-
ge Mitarbeiterbeteiligungen
oder “Arbeitsplatzgarantien”
notwendig sind, sondern das
Stoppen der Privatisierung
und die Wiedereinstellung
tausender “abgebauter” Kolle-
gInnen, damit der enorme Ar-
beitsdruck wieder nachlässt.
Die in den Medien kolportie-
ren 30 Krankenstandstage sind
erstens völlig übertrieben, weil
da dauerhaft Kranke reinge-
rechnet werden, die anders als
in anderen Bereichen, nicht
einfach gekündigt werden
können und zweitens sind sie
Resultat von permanenten
Mobbing (damit die KollegIn-
nen kündigen) und dem un-
menschlichem Arbeitsdruck.

Die Gewerkschaftsspitze hat
schon dutzende Male bewie-
sen, dass sie weder willens
noch fähig ist, derartige Forde-
rungen durchzusetzen. Streiks
gab es selten und wenn nur

aufgrund massiven Drucks
von unten. Will die Postbeleg-
schaft ihre berechtigten Forde-
rungen durchsetzen, bedarf es
einer anderen Gangart. Druck
von unten muss durch Dienst-
stellenversammlungen, Prote-
stresolutionen und Anrufe in
der Gewerkschaftszentrale
aufgebaut werden. Damit dies
nicht wieder verpufft, wie bei-
spielsweise beim Eisenbahner-
streik, der gegen den Willen
der Belegschaft zu früh abge-
brochen wurde, ist auch die
Formierung von Aktionsgrup-
pen an den einzelnen Dienst-
stellen notwendig. Diese Grup-
pen können das Rückgrat einer
Streikbewegung bilden, die
mittels österreichweiten Beleg-
schaftskonferenzen, über Zie-
le, Art und Dauer von Kampf-
maßnahmen entscheiden.

Plattform für 
kämpferische & demokrati-

sche Gewerkschaften

Die Plattform für kämpferi-
sche und demokratische Ge-
werkschaften setzt genau da
an. Sie will KollegInnen, die
selbst etwas verändern wollen,
zusammenbringen und so ein
Netzwerk von solidarischen
und kämpferischen KollegIn-
nen aufbauen, das sich gegen-
seitig in Arbeitskämpfen
unterstützt. Wenn Sie Interesse
an unserer Plattform haben,
rufen Sie uns an (01/524 63 10)
oder schreiben Sie uns ein E-
Mail (wastun@gewerkschafts-
plattform.org).

M e h r  I n f o r m a t i o n e n  a u f w w w . s l p . a t & w w w . s o c i a l i s t w o r l d . n e t

Österreich 

Vom Bürgerschreck zur
bürgerlichen Partei

Die Grünen entwickeln sich
rasant vom Bürgerschreck zur
bürgerlichen Partei. Das Par-
teiprogramm scheint sich zu-
nehmend auf einen Punkt zu
reduzieren: Mitregieren, mit
wem auch immer, wobei  auch
immer. Seite 2

Betrieb & Gewerkschaft

Kämpfen lohnt sich 

Die KollegInnen des Wiener
Jugendamtes (MA 11) konnten
durch eine entschlossene
Dienststellenversammlung
massiven Personalabbau und
Verschlechterungen voerst ab-
wenden. Seite 3

Schwerpunkt 

Am Schweideweg: Links-
partei in Deutschland 

Chancen und Risken des
Projekts Linkspartei in
Deutschland. Was bedeutet
das für Österreich?  Seiten 4/5

Internationales

Bolivien: Wie weit geht
der Linksruck?

Nach dem Wahlsieg von Evo
Morales, stellt sich die Frage:
“Wie weit geht der Links-
ruck?” Morales steht unter
enormen Druck – sowohl der
eigenen Basis als auch der
Multis. Seite 7
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“Volksaktien” und “Mitarbeiterbeteiligung” sind Betrug!
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Die Klimtbilder und
ihre Rückgabe – ein so-
zialistisches Dilemma?

von John Evers 

Es ist ein – nur
scheinbares – Di-
lemma für Soziali-
stInnen: Die Resti-
tution Millionen
schwerer NS-Raub-

kunst an die gesetzlichen Besit-
zer, welche diese Kunstwerke
gleichzeitig der Öffentlichkeit
dauerhaft entziehen könnten.

Selbstverständlich bekämp-
fen wir grundsätzlich die Pri-
vatisierung und Kommerziali-
sierung von Kunst und Kultur
– wie sie neoliberale Regierun-
gen ja vielfach betreiben. Nur
warum sollte man hier als Sozi-
alistIn ausgerechnet bei der
Rückgabe von enteignetem jü-
dischen Vermögen ansetzen,
bei Terrormaßnahmen also,
die im direkten Zusammen-
hang mit den Rassegesetzen
der Nazis und den größten Ver-
brechen der Menschheitsge-
schichte stehen? Genau das tat
und tut die Regierung aber, die
alle Ansätze der Klägerin Maria
Altmann auf eine außerge-
richtliche Einigung in den
Wind schlug, Jahre prozessier-
te und so nebenbei vier Millio-
nen Euro Steuergelder verpras-
ste. Über die Sinnhaftigkeit der
konkreten Form und Vertei-
lung dieser Rückstellungen
kann man sicher geteilter Mei-
nung sein (200 Millionen Euro
sollen die Klimtgemälde wert
sein. Zum Vergleich: Der ge-
samte Entschädigungsfonds
für 19.000 NS-Opfer macht
210 Millionen Dollar aus).
Über die Notwenigkeit der
umfassenden Entschädigung
aller NS-Opfer – im konkreten
Fall der Gleichbehandlung mit
jedem anderen privaten Kunst-
besitzer dem etwas gestohlen
wurde – selbst allerdings nicht.

Daneben stellen sich sicher
auch noch andere Fragen: Was
ist das für eine perverse Welt in
der es offensichtlich Menschen
gibt, die derartige Preise ma-
chen und welche, die es sich
schließlich leisten können, die-
se zu bezahlen – nur um solche
Werke vielleicht “exklusiv” zu
besitzen?  Was hat die rasante
Entwicklung der Kunstpreise
mit der wachsenden Polarisie-
rung von Armut und Reichtum
zu tun (358 Milliardäre besit-
zen heute soviel wie 2.3 Milli-
arden Menschen)? Wer hat
überhaupt Zugang zur “Kul-
tur”? Und ist nicht zuletzt ein
privater Kunstmarkt  über-
haupt ein schlechter Sachwal-
ter des Weltkulturerbes …

D e r  S t a n d p u n k t

von Flo, SLP Linz

Die ArbeiterInnenklasse hat
hart für ihr Recht auf Bildung
gekämpft und konnte früher
dabei große Erfolge erzielen,
wie zum Beispiel, den freien
Zugang zu Universitäten. Aber
was schon unter der großen
Koalition von SPÖ und ÖVP
begonnen hat, wurde von
Schwarz-Blau bzw. mittler-
weile Schwarz-Orange im Eil-
tempo fortgesetzt: In den letz-
ten Jahren wurde Österreich
(und auch andere Länder der
EU) von einer Welle des Bil-
dungsabbau überschwemmt:
Ende der 90er die Stunden-
kürzungen im Schulbereich,
2001 die Studiengebühren
und 2005 die Zugangsbe-
schränkungen an den Univer-
sitäten sind Beispiele dafür.

Wer studieren will, zahlt da-
für 363,36 Euro pro Semester.
Für Kinder mit wohlhabenden
Eltern, wie zum Beispiel Poli-
tiker etablierter Parteien oder
deren Freunde aus der Wirt-
schaft, ist das natürlich kein
Problem. Aber für eine “nor-
male”ArbeiterInnenfamilie ist
das ein Haufen Geld, vor allem
wenn mehrere Kinder studie-

ren wollen. Der Trend geht al-
so ganz klar in Richtung Eli-
tenbildung. Die Sündenböcke
sind dann, wie so oft (z.B. bei
Arbeitslosigkeit oder Kürzun-
gen im Sozialbereich), Mi-
grantInnen, in diesem Fall vor
allem deutsche, die in
Deutschland keinen Studien-
platz bekommen. StudentIn-
nen müssen, um das Studium
finanzieren zu können, oft
Billigjobs annehmen und wer-
den auch noch als Lohndrük-
kerInnen eingesetzt.

Auch die Situation in den
Schulen ist nicht gerade rosig:
Überfüllte Klassen, kaputte
Fenster und Heizungen und
veraltete Einrichtung sind die
Folge von Kürzungen im
Schulbudget. Die LehrerIn-
nen sind durch die großen
Klassen zum Teil überfordert
und können wegen den Stun-
denkürzungen nicht genau
auf den Stoff eingehen. Priva-
te Nachhilfe ist für viele nicht
erschwinglich. Wenn Öster-
reich bei der PISA-Studie
dann schlecht abschneidet,
schieben PolitikerInnen die
Schuld (wie so oft) auf “die
Ausländer”. Die Situation ist
natürlich nicht in allen Schu-

len schlecht: Privatschulen
sind modern eingerichtet und
die Klassen sind wesentlich
kleiner. Dafür haben sie auch
ihren Preis: Im Privatgymna-
sium Petrinum in Linz zum
Beispiel über 70 Euro pro Mo-
nat für jede/n SchülerIn.

Von 13. bis 15. März 2006
treffen sich in Wien die EU-
Bildungsminister. Es ist zu er-
warten, dass sie über weitere
Kürzungen im Bildungssy-
stem diskutieren werden. Wie
schon bei den Demos gegen

Bildungsabbau am 19.10.05,
an denen einige Tausend teil-
nahmen, ist es auch dieses Mal
die Aufgabe von Arbeit-
nehmerInnen, StudentInnen,
SchülerInnen und Lehrlin-
gen, gemeinsam ein Zeichen
gegen diese Kürzungen zu set-
zen. Es ist wichtig, gegen Bil-
dungs- und Sozialabbau aktiv
zu werden und eine große
Mobilisierung anlässlich des
EU-Treffens im März auf die
Beine zu stellen!

DDiiee  SSLLPP  ffoorrddeerrtt::

u Eine KlassenschülerInnen-
Höchstzahl von 15! 

u Weg mit den 
Studiengebühren! 

u Keine Zugangs-
beschränkungen!

u Ausbau des 
Bildungssystems! 

u Geld für bessere 
Unterrichtsmittel! 

u Rücknahme aller Kürzungen!

EU-Bildungsminister-Treffen in Wien
Widerstand gegen internationalen Bildungsabbau notwendig

von John Evers, SLP Wien 

Grüne Wirtschaftsphiloso-
phie aktuell: “So lange ge-
währleistet ist, dass die Brief-
zustellung im Dienste der
Kunden – vor allem am Land
– erfolgt, ist mir sekundär, ob
der Staat mit Mehrheit oder
Minderheit oder auf längere
Sicht überhaupt nicht betei-
ligt ist.” Grünen Chef Van der
Bellen weiter: “Wenig Sympa-
thie habe er aber auch für die
Vorgehensweise der Postge-
werkschaft, die das Unterneh-
men offenbar als ‘Selbstbedie-
nungsladen’ sehen, so der
Bundessprecher” auf www.-
gruene.at. Die Position der
Grünen zur Postprivatisie-
rung und ihre Gewerkschafts-
feindlichkeit sind kein Zufall.
Sie sind Ausdruck für die Hal-
tung einer inzwischen zutiefst
bürgerlichen Partei, die offen
sagt, dass sie vor allem nur
mehr eines will: Mitregieren,
sowie gegebenenfalls mitpri-
vatisieren und mitkürzen.

Keine Lagerpartei 

Grüne machen “grüne Poli-
tik”,man sei keine “Lagerpartei”
(Peter Pilz) – solche oder so
ähnliche Schlagworte erhalten
Journalisten auf die Frage, mit
wem die Partei eigentlich re-
gieren wolle. Tatsächlich be-
deutet “grüne Politik” in der
Praxis, dass noch bestehende
fortschrittliche Restbestände
in Verhandlungen – z.B. der
Wahlkampfschlager “Grund-
sicherung in Wien” – einfach
fallengelassen werden. Statt-

dessen sollen jetzt, gemeinsam
mit der SPÖ, in der Bundes-
hauptstadt halt 33 Stadtver-
schönerungsprojekte (oder so
ähnlich)verwirklicht. Noch
deutlicher ist freilich das Bei-
spiel Oberösterreich. Die Grü-
nen – immerhin in einer Koa-
lition mit der ÖVP – sind sich
dort nicht zu dumm über die
Kürzungspolitik der ÖVP im
Bund herzuziehen. Gleichzei-
tig setzen sie diese dann – zum
Beispiel bei der Streichung
von LehrerInnenposten – ge-
meinsam mit der ÖVP im
Land um. Im scheinbaren
Gegensatz dazu werden dafür
geradezu “lächerliche” Er-
folgsmeldungen verbreitet. So
bringe – lt. Grüner Presseaus-
sendung – die Novelle zum
OÖ Straßengesetz eine “ver-
stärkte Demokratsierung.”
Denn: “Werbeplakate bis zu
einer Größe von A0” sollen
“nicht nur für Wahlen, son-
dern auch für Volksbegehren
und Volksbefragungen ohne
ausdrückliche Zustimmung
aufgestellt werden dürfen.”
Deutlich zeichnen sich jeden-
falls hier die Konturen einer
etwaigen grünen Regierungs-
politik ab: Angebliche neoli-
berale Sachzwänge werden
dominieren, dafür dürfen ein
paar grüne Funktionäre ihre
Lieblingsprojekte umsetzen.
Die deutlichste Warnung vor
Hoffnungen in eine linke Po-
litik der österreichischen Grü-
nen bietet freilich ihre Rolle
auf europäischer Ebene.
Grün-Abgeordneter Voggen-
huber ist schließlich Mitautor
der – gescheiterten – EU-Ver-

fassung welche den freien
Markt ebenso festschreiben
sollte, wie die Einführung ei-
ner EU-Armee.

Und die Basis? 

In Wien-Margareten tobt ge-
rade ein Kampf mit der SPÖ-
Mehrheit um den Bau einer
Tiefgarage in einer Parkanla-
ge. Der Park wurde besetzt –
örtliche Grünfunktionäre sind
an vorderster Front dabei.
Über die tatsächliche strategi-
sche Ausrichtung der Grünen
im Wahljahr urteilt dem-
gegenüber der Autor einer neu

erschienen “kurzen Geschich-
te der Grünen” treffend: “Van
der Bellen ist kein Freund von
Aktionen, also denkt man bes-
ser gar nicht darüber nach und
außerdem ist man schon aus
dem Alter heraußen. Man
agiert vorwiegend per APA-
Aussendung, man wickelt im
Parlament routiniert Sonder-
sitzungen ab und gibt top-se-
riöse Pressekonferenzen.” (der
standard, 28.11.2005) In den
strategischen Konzepten der
Parteiführung stellen somit
solche “Basisaktivisten” wohl
eher Ballast dar, den man in-
zwischen lieber heute als mor-

gen (wenn man vielleicht be-
reits mitregiert?) loswerden
will. Umgekehrt gilt es aller-
dings auch die Frage zu stellen,
welche Verantwortung grüne
Funktionäre haben, die sich
heute noch als Linke betrach-
ten, bzw. so betrachtet werden.
Sie könnten eigentlich ent-
scheidend dazu betragen, dass
etwas Neues entsteht, etwas
wofür viele die Grünen ur-
sprünglich gegründet hatten.
Nämlich eine Partei links von
den Etablierten – wozu Van
der Bellen, Glawischnig, Vog-
genhuber und Co. inzwischen
schon längst gehören.

Vom Bürgerschreck zur bürgerlichen Partei 
Grüne wollen 2006 an die Macht – mit wem ist ihnen eigentlich egal
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Mit dem Rückgrat steht auch bei den Grünen nicht sehr weit: Studiengebühren, Abfangjäger, Grundsicherung. Alle
fortschrittlichen Postitionen werden auf dem Altar einer möglichen Regierungsbeteiligung geopfert.



Von Laura Rafetseder,
SLP Wien

Kurz vor Weihnachten kam
die Hiobsbotschaft: Bela-
stungsausgleich und Personal-
abbau in den Ämtern für Ju-
gend und Familie MA 11(“Ju-
gendamt”) in Wien.

Crash-Strategien

Solche Crash-Strategien,
Einsparungen möglichst
schnell, reibungslos und ohne
jegliche Diskussion über die
Bühne zu bringen, gab's schon
öfter und sie wurden bisher je-
des Jahr mit Erfolg durchgezo-
gen. Völlig überfallsartig und
ohne jegliches Mitsprache-
recht wurden die Mitarbeiter-
Innen im Dezember von der
geplanten Änderung infor-
miert. Es sollte zu Personalver-
schiebungen und Postenein-
sparungen kommen. Die Ar-
beit  am Jugendamt ist eine
sehr verantwortungsvolle – es
geht hier schließlich um Kin-
derschutz und Gewalt in Fami-
lien – die wie uns Medienbe-
richte immer wieder zeigen, bis
zum Tod führen kann. Hier ist
genaues und gewissenhaftes
Arbeiten notwendig. Das heißt
mit weniger MitarbeiterInnen
steigt die Gefahr, dass etwas
passiert, was den Druck für al-
le SozialarbeiterInnen entspre-
chend erhöht.

KollegInnen wehren sich 

Sofort nach Ankündigen der
Maßnahmen trat die Personal-

vertretung auf den Plan, die
bisher in keinster Weise in die
geplanten Veränderungen mit
eingebunden worden ist und
berief sofort eine Dienststel-
lenversammlung ein. Diese
war mittelmäßig besucht; es
hatte sich zunächst allgemeine
Resignation breit gemacht und
nur wenige glaubten an die Ge-
werkschaft und deren ernst-
haften Willen, ihre Einfluss-
möglichkeiten zu nützen. Zwei
offizielle Vertreter der GdG
(Gewerkschaft der Gemeinde-
bediensteten) zeigten auch den
traditionellen Weg. Sie wollten
den Beschluss der Resolutio-
nen, die entsprechende
Kampfmaßnahmen beinhalte-
ten, aus politischen Gründen
zurückhalten und versuchten,
zu beschwichtigen. Dies gelang
ihnen nicht, es wurde von den
TeilnehmerInnen der Dienst-
stellenversammlung mit gro-
ßer Mehrheit ein Spektrum an
Kampfmaßnahmen beschlos-
sen. Die Bemühungen führten
vorläufig zum Erfolg. Die ge-
planten Maßnahmen wurden
zur Gänze  gestoppt und die
Abteilung der MA 11 hat Ende
Jänner Gespräche mit der Per-
sonalvertretung zugesichert.
Für die weitere Zukunft wird
es entscheidend sein, wie sich
die Gewerkschaftsführung
verhält, ob sie den aktuellen
Kampf unterstützt oder aus
politischen Gründen auf faule
Kompromisse einsteigt. Die
Solidarität und Unterstützung
hat Erfolg gehabt. Der Kampf
hat sich bis jetzt gelohnt.
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Vorläufiger Erfolg für KollegInnen bei der Stadt Wien 

Kämpfen zahlt sich aus

VORWÄRTS: Du hast in 2 Fili-
alen von Zielpunkt bzw. plus
in Oberösterreich gearbeitet.
Was waren die ersten Ein-
drücke und deine Aufgaben?

D.: Nachdem ich zur Einschu-
lung hingegangen bin, habe ich
sofort zu arbeiten beginnen
müssen. Meinen Vertrag habe
ich auf einem Kofferraumdek-
kel im Freien unterschrieben.
In der Filiale herrscht ein rüder
Umgangston und eine unange-
nehme Arbeitsatmosphäre. Ein
Rayonsleiter sagte gleich zu Be-
ginn, hier solle “jeder Mitarbei-
ter gegen jeden” stehen. Meine
Aufgaben reichten von Brot-
backen über Regalbetreuung
bis zu Bodenschrubben im
Kühlraum.

VORWÄRTS: Wie sah es mit
der Entlohnung aus?

D.: Ich wurde Teilzeit für
20h/Woche angestellt und be-

kam eingerechnet der Über-
stunden im Durchschnitt nur
5,50 Euro pro Stunde netto. Ich
musste noch dazu täglich an die
2 Stunden pendeln. Die Kette
Zielpunkt/Plus versucht, mit
sehr niedrigen Preisen zu punk-
ten. Dafür sollen nicht nur die
Mitarbeiter durch Niedriglöh-
ne “zahlen”. Als ich begann,
wurde gerade umgestellt. Die
alte Feinkost mit Bedienung
wurde aufgelöst, stattdessen ein
Bereich mit nur mehr abge-
packter Ware eingerichtet.
Kürzlich hat das “Handels-
blatt” von großen Gewinnen
der Zielpunkt-Kette berichtet.

VORWÄRTS: Du hast mittler-
weile dort aufgehört. Was sind
deine Schlußfolgerungen?

D.: Ja; letztlich war es ein un-
tragbares Arbeitsklima bei sehr
wenig Geld; darum habe ich
aufgehört und wieder eine an-
dere Arbeit gesucht. Unser

“Pausenraum” für die ganze
Filiale war ein Abstellkammerl
mit 2 Sessel und einem kleinen
Fenster. Mehr hat drin nicht
Platz. Wichtig ist, dass in jedem
Betrieb ein Betriebsrat ist. Das
ist eine Voraussetzung, wie sich
die Beschäftigten gemeinsam
zur Wehr setzen können. Mir
hat eine ältere Angestellte am
Beginn gesagt, es gäbe hier kei-
nen Betriebsrat. Leider ist im
Einzelhandel der Anteil an Be-
triebsräten und ebenso an ge-
werkschaftlicher Organisie-
rung gering. Das zeigt sich
dann in derart niedrigen Löh-
nen und miesen Bedingungen.
In jedem Fall sollte man die
Rechtsberatung der Arbeiter-
kammer in Anspruch nehmen,
wenn man in der Arbeit
schlecht behandelt wird, und
auch die Arbeitsverträge sollte
man durchchecken lassen.

VORWÄRTS: Danke für das
Gespräch.

Interview mit einem ehemaligen Teilzeitbeschäftigten bei Zielpunkt/plus

Zielpunkt: Ausbeutung für 5,50 Euro

Zivildiener billiger 
als Hunde?

Ein entlaufener Hund der
nach einem Tag im Tierheim
abgeholt wird kostet 10 Euro
für die Verpflegung. Der
durchschnittliche Zivildiener
bekommt 6 Euro abwärts.

Neue Vorstöße bei
Sonntagsarbeit

Vor Weihnachten hat in der
Wiener City eine Gruppe von
Kaufleuten an Feiertagen offen
gehalten. Ebenso versuchte die
Firma Spar – die pikanterweise
viele ehemalige Konsumfilia-
len übernommen hatte – in
Linz am Bahnhof ein allgemei-
nes Offenhalten durchzuset-
zen. Die GPA hat leider just in
diesem Zusammenhang – und
trotz einigen Protesten – ihre
stets vorhandene Bereitschaft
über das Offenhalten in Tou-
rismusgebieten bekundet.

Schulungen: “Nett,
aber zwecklos”

Eine Umfrage der Arbeiter-
kammer unter Langzeitarbeits-
losen ergab u.a. folgende Er-
gebnisse: “Nur 57 Prozent der
Befragten fühlen sich über ihre
Rechte und Pflichten ausrei-
chend aufgeklärt. Nicht einmal
die Hälfte fühlt sich bei der
Jobsuche gut unterstützt. Auf-
fallend: Befragte mit nicht-
deutscher Muttersprache füh-
len sich häufiger schlecht be-
handelt. Sinn und Nutzen von
Kursen werden vielfach in Fra-
ge gestellt. Nur 30 Prozent je-
ner Personen, die eine Schu-
lung absolviert haben, geben
an, dass diese im Hinblick auf
einen neuen Job etwas bewirkt
hat.” Kein Wunder: Es werden
keine neue Jobs geschaffen. Das
ginge nur durch Arbeitszeit-
verkürzung bei vollem Lohn.

Seit 2000 schleichende 
Pensionskürzung 

Eine Studie der Arbeiterkam-
mer zeigt die Wirkungen der
Pensionspolitik der Regierung :
“Die “schleichende Pensions-
kürzung” seit dem Jahr 2000
hat – auch unter Berücksichti-
gung der Steuerreform 2004 –
beträchtliche Ausmaße er-
reicht. Eine im Jahr 2000 neu
zuerkannte monatliche Netto-
pension von EUR 1.215,–
(Bruttopension von EUR
1.500,–) hat seit dem bis zum
Jahr 2006 rund EUR 93,– an
Kaufkraft verloren.” Dies ent-
spricht einer Pensionskürzung
von etwa 7%.Auch BezieherIn-
nen von Niedrigstpensionen
sind von diesen Kürzungen be-
troffen. Eine Pensionistin mit
EUR 674,– Nettopension
(EUR 700,– brutto) im Jahr
2000 ist seit dem von einer rea-
len Pensionskürzung von
ebenfalls rund 6% betroffen.
Selbst BezieherInnen von Aus-
gleichszulagen haben
2000–2005 eine reale Kürzung
der jährlichen Nettopension
von über EUR 180 ,– hinneh-
men müssen.”

Ihr da oben, …

… wir hier unten!

uFreitag, 31. März ab 1800 Uhr
uSamstag, 1. April 1000–2100 Uhr
uSonntag, 2. April 1000–1800 Uhr

uAmerlinghaus, Wien 7, Stiftgasse 8
u erreichbar mit U3 Neubaugasse oder U2 Volkstheater

Infos und Anmeldung unter http://slp.at/index.php/201/

Hauptdebatten:
u Billiglöhne, Steuerwettlauf und Verfassungskrise –

Gibt es Alternativen zu EU und Nationalismus?
u Welche Partei brauchen Arbeitnehmer und

Jugendliche heute?
u Wem nutzt der Krieg gegen den Terrorismus?

Von Freitag, 31. März – Sonntag, 2. April veranstaltet die 
Sozialistische LinksPartei (SLP) in Wien ihre Sozialismustage. Es
werden drei Tage voller Informationen und Diskussionen zum
Widerstand gegen Sozialabbau, Kapitalismus und Krieg, mit 
marxistischer Theorie und Fragen der EU, sowie des Aufbaus 
einer neuen Partei für ArbeiterInnen und Jugendlichen.
Neben österreichischen Gästen aus der Gewerkschaftsbewegung,
der antifaschistischen/antirassistischen Arbeit und der Frauenarbeit
werden auch internationale Gäste teilnehmen.

Die GPA-Zeitung “Kompe-
tenz” schreibt angesichts einer
Erhöhung von 2.7 % auf die
Kollektivvertragslöhne und
2.65 % auf die Ist-Löhne von
einem “Erfolg” bei den Sozial-
und Gesundheitsberufen. Die
“Plattform für kämpferische
und demokratische Gewerk-
schaften” lehnt diesen KV-Ab-
schluss ab!  Mit 1.1.06 ist die
Gehalts und Lohnerhöhung
für die Beschäftigten im Sozial
und Gesundheitsbereich in
Kraft getreten. Schon in den
ersten Monaten 2006 werden
viele KollegInnen merken, dass
ihre Lebenserhaltungskosten

weit höher gestiegen sind als
die Gehälter und Löhne. Die
Einkommenssituation vieler
KollegInnen im Sozialbereich
ist durchaus dramatisch. Für
viele Beschäftigte insbesonde-
re für allein erziehende Kolle-
ginnen  auf Teilzeitbasis ist das
Phänomen “working poor”
bittere Realität. Daher wurde
seitens der Plattform (und des
Gewerkschaftlichen Links-
blocks)  eine Erhöhung der
Gehaltstafel um 200 Euro ver-
langt aber von der Mehrheit
des Verhandlungsteams abge-
lehnt. Doch selbst von der ur-
sprünglichen Forderung der

Gewerkschaften (4,1%Erhö-
hung  der Kollektivvertrags-
Gehälter und 3,9 auf die Ist-
Gehälter) war am Ende des Ta-
ges leider nicht mehr viel
übrig. Kollege Michael Geh-
macher – auch SLP Gewerk-
schaftssprecher – stimmte die-
sem Abschluss nicht zu, und
trat für eine Mobilisierung der
Beschäftigten ein, um einen
höheren Abschluss zu errei-
chen. Leider stimmte schließ-
lich die überwältigende Mehr-
heit der ArbeitnehmerInnen-
vertreter für diesen Abschluß.

Magerer Abschluss für 60.000

Beschäftigte im Sozialbereich



von Philipp Fleischmann
SLP Wien 

Viele ArbeiterInnen und Jugendliche hofften
1998, dass SPD und Grüne auf ihrer Seite stehen
würden – im Gegensatz zur abgewählten Kohl-
Regierung, die vier Millionen Arbeitslose und
131.000 Millionäre produziert hatte, anstelle
wie versprochen “blühende Landschaften”
durch die Einführung der Marktwirtschaft in
Ostdeutschland zu schaffen. Doch bereits am
Wahlabend wurde der damals neue SPD-Kanz-
ler Schröder vom Chef des Bundes der Deut-
schen Industriellen (BDI) Henkel persönlich
beglückwünscht.

In den nächsten Jahren zeigten Schröder und
Fischer (Grüne), dass Henkel sich nicht zu Un-
recht gefreut hatte. In der Wirtschaftspolitik
wurde der Wunschzettel der Konzerne umge-
setzt. Die Körperschaftssteuer (=Gewinnbe-
steuerung) wurde schrittweise von anfangs 45%
auf zur Zeit 25% gesenkt. Die Privatisierungs-
politik wurde ungebremst fortgeschrieben. Das
Rentensystem, das unter Kohl bereits ausge-
höhlt wurde, ist unter Schröder rigoros ausge-
hebelt worden. Durch die Kapitalisierung der
Rentenversicherung werden den Versicherungs-
konzernen Milliarden in den Rachen geworfen.
Und nicht zuletzt: Erstmal seit dem zweiten
Weltkrieg beteiligte sich Deutschland an Krieg
und Besatzungen, in Kosovo und Afghanistan.

Sozialabbau brachte soziale Explosion 

Durch die als “Reformen” bezeichneten Sozi-
alabbauprogramme Agenda 2010 und Hartz IV
sollte dann das den Konzernen geschenkte Geld
von den ArbeitnehmerInnen wieder eingetrie-
ben werden. Vor allem das Hartz-Konzept, be-
nannt nach Volkswagen-Manager und Co-Au-
tor Peter Hartz stieß auf großen Widerstand. Es
war ein Konzept, um die Ausbeutungsmöglich-
keiten der Arbeitgeber zu optimieren, und wur-
de in vier Schritten umgesetzt. Arbeitslose müs-
sen jetzt einen Euro Stundenlohn (zusätzlich zu
Leistungen des Arbeitsamts) akzeptieren und
somit als Lohndrücker wirken, Ich-AGs grün-
den, und wer länger als ein halbes Jahr arbeits-
los ist, verliert die Versicherungsleistung und
bekommt nur im Bedarfsfall eine Art Sozialhil-
fe (ALG II) von ca. 340 EUR. Ab Sommer 2004
entwickelte sich dagegen die Bewegung der
Montagsdemos, die wöchentlich in vielen Städ-
ten Deutschlands von Arbeitnehmern und Er-
werbslosen organisiert wurden. Vor allem in
den “neuen” Bundesländern erreichten sie Mas-
sencharakter.

Und bereits im Frühjahr 2004 entwickelte sich
gewerkschaftlicher Widerstand. Nach Großde-
mos in Berlin, nach dem Streik der IG Metall ge-

gen eine Arbeitszeitverlängerung setzten erste
GewerkschafterInnen und Linke die Initiative
für die Gründung einer “Wahlalternative Arbeit
und soziale Gerechtigkeit”.

Eine neue Kraft entsteht: Die WASG

Zu viele Gewerkschaftsmitglieder hatten den
Sozialabbau satt, als dass vor allem basisnähere
GewerkschaftsfunktionärInnen sich noch ge-
schlossen hinter die SPD stellen hätten können.
Eine linke Alternative auf Wahlebene? Genau
das erhofften sich auch viele der Montagsde-
monstrantInnen, denen bald bewusst wurde,
dass Demonstrationen allein zu wenig waren.
So stieg die Mitgliederzahl der Initiative, die ur-
sprünglich von FunktionärInnen zum Druck-
ausüben auf die SPD gegründet wurde, rasch an
und ihr Charakter wurde kämpferischer. Von
Anfang an unterstützte die SAV-Sozialistische
Alternative, Schwesterorganisation der SLP in
Deutschland den Prozess der Bildung dieser
Wahlalternative. Die WASG hat und wird
weiterhin zur Bewusstseinsbildung unter brei-
teren Schichten der ArbeiterInnenklasse massiv
beigetragen, und hat das Potential, eine Struk-
tur zu schaffen, die die Grundlage für den Auf-
bau einer neuen ArbeiterInnenpartei darstellen
könnte.

Oskar Lafontaine: Von Schröders Finanz-
minister zur linken Hoffnung?

Zum ersten Mal trat die WASG im Frühjahr

2005 zu den Wahlen in Nordrhein-Westfalen
an, und schaffte aus dem Stand einen Achtungs-
erfolg von 2,2%. Darauf aufbauend bot sich
Oskar Lafontaine, ehemaliger Finanzminister
und Bundesvorsitzender der SPD, als Spitzen-
kandidat für die Bundestagswahl an, unter der
Bedingung einer gemeinsame Kandidatur von
WASG und PDS (Partei des Demokratischen
Sozialismus). Lafontaine war, nachdem er 1999
als Finanzminister zurückgetreten war, in der
Öffentlichkeit als Repräsentant einer etwas “lin-

keren” Strömung in der SPD bekannt.
Als Finanzminister hatte er noch der Senkung

der Steuern für Unternehmer, und der endgül-
tigen Streichung der Vermögenssteuer zuge-
stimmt. Doch trotzdem wurde er von Schröder
als “wirtschaftsfeindlich” bezeichnet. Nach sei-
nem Rücktritt kritisierte er die deutsche Betei-
ligung am Kosovokrieg und wandte sich gegen
die arbeitnehmerfeindlichen “Reformen”. Er ist
ein Symbol für die Linke, aber seine Konzepte
bieten keine tragfähigen Alternative. Zurecht
thematisieren SozialistInnen in der WASG “die
Begrenztheit des Keynesianismus der 70er Jah-
re (z.B. schuldenfinanzierte Konjunkturpro-
gramme)”. Doch dazu später. Durch Lafontai-
ne wurde ein Thema brennend: Die Frage der
gemeinsamen Kandidatur mit der PDS.

PDS

Die PDS vertritt heute mindestens genauso
wenig eine sozialistische Politik, wie ihre Vor-
gängerpartei SED, welche die DDR regierte. Die
PDS hat durch ihre Regierungsbeteiligung in
mehreren ostdeutschen Bundesländern gezeigt,
dass das massiven Sozialabbau nicht aus-
schließt. Die Berliner so genannte Rot-Rote Re-
gierung hat zum Beispiel den Kollektivvertrag
der Städtischen Bediensteten aufgekündigt und
die Löhne um ca. 10% gesenkt, mehr als 20.000
1-EUR-Jobs wurden eingeführt. So werden im
Gartenbauamt zum Beispiel reguläre Arbeits-

plätze durch Ein-Euro-Jobber ersetzt. Abbau
von 15.000 Stellen im öffentlichen Dienst: bis
2012 ist der weitere Abbau von 18.000 Stellen
geplant.

In Anbetracht dieser Praxis sanken die Aus-
sichten der PDS, die es in 15 Jahren nicht ge-
schafft hat, sich nennenswerte Verankerung in
Westdeutschland aufzubauen, im Herbst 2005
die 5%-Hürde zu schaffen. Daher war ihr
Wunsch, mit der WASG zusammenzugehen, vor
allem ein technokratischer: die WASG, der in
Wahlumfragen oft weit über 10% vorausgesagt
wurden, sollte die nötigen Stimmen bringen, die
PDS den Apparat.

Nichtsdestotrotz gibt es in der PDS Aktivisten,
die im Kampf gegen den Sozialabbau eine wich-
tige Rolle spielen, bzw. spielen können. Insofern
ist eine Fusionsdiskussion, wenn sie auf Grund-
lage von richtigen, politischen Bedingungen
stattfindet, sinnvoll. Die Chance, die gesamte
PDS von ihrem Kurs Richtung etablierter Partei
abzubringen ist gering. Teile, die sich schon jetzt
zum Teil enttäuscht von der Führung abwenden
für einen gemeinsamen Kampf zu gewinnen,
durchaus leicht möglich.

Die Einheit der Linken

Somit stand und steht das Thema an, welches
den Neuformungsprozess von Arbeiterparteien
überall begleitet: Die Einheit der Linken. Wer ist
aller links in der heutigen Zeit? Und wer ist ehe-
maligen sozialdemokratischen oder stalinisti-
schen Funktionären vielleicht zu links,und scha-
det angeblich der Bewegung? Oskar Lafontaines
Bekanntheit und eine vereinte Kandidatur mit
der PDS brachten das Potential, viel mehr Men-
schen zu erreichen. Aber sie brachten auch die
Gefahr, durch die Praxis der PDS diskreditiert
und durch die Programmatik von Lafontaine
und PDS Richtung Kompromissen mit neolibe-
ralen Parteien und letztlich zu einem Verzicht
auf zentrale Grundsätze gedrängt zu werden.
Dazwischen galt es abzuwägen. Die SAV setzte
sich dabei dafür ein, dass ein Kurswechsel in der
Regierungspolitik der PDS zur Voraussetzung
für die Zusammenarbeit gemacht werden sollte.
Kleinster gemeinsamer Nenner sollte der kom-
promisslose Kampf gegen den Sozialabbau sein.

Letztendlich wurde beschlossen, eine Verein-
igungsdiskussion zu beginnen, die ergebnisof-
fen und umfassend sein sollte.

Zu den Bundestagswahlen im Herbst 2005
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Im Gegensatz zu Österreich existiert in Deutschland heute eine “Linkspartei”.
Ein Bericht über die Chancen und Risken dieses Projekt.

“Linkspartei” in 

Deutschland am Scheideweg? 

Die Schwesterpartei der SLP, die SAV fasst ihre Positionen in den Debatten um den weiteren Kurs
der WASG so zusammen. Unterstrichen wird, dass wir

u den Kurs der gegenwärtigen Gewerkschaftsführung sehr kritisch sehen (z.B. die Nichtunter-
stützung der Montagsdemonstrationen),

u die Begrenztheit des Keynesianismus der 70er Jahre betonen (z.B. schuldenfinanzierte Kon-
junkturprogramme),

u sich stark für demokratische Elemente in der WASG-Satzung ausgesprochen haben (z.B. ein
Recht, politische Plattformen innerhalb der Partei zu bilden)

u die Vereinigung zwischen WASG und Linkspartei mit der Forderung nach einer konsequenten
Abkehr der Linkspartei von der sozialen Kahlschlags- und Privatisierungspolitik in Mecklen-
burg-Vorpommern und Berlin verbinden und

u kritisieren, dass permanent von zukünftigen Koalitionen mit der SPD und Regierungsbeteili-
gungen geredet wird, statt sich auf eine kämpferische Oppositionspolitik im Interesse von Ar-
beitnehmer/innen, Arbeitslosen, Jugendlichen und Rentner/innen zu konzentrieren

Aus: Stellungnahme der Sozialistischen Alternative (SAV)-Kassel zum Artikel des WASG-Bundesvorstandsmitglieds Murat Cakir vom
26.12.2005 “Am Scheideweg (I)”, http://www.sozialistische-alternative.de/index.php?name=News&sid=1503



von Laura Rafetseder, SLP Wien 

Das Beispiel Deutschland zeigt, was möglich
aber auch nötig ist. Nämlich eine neue Partei,
die tatsächlich die Interessen von Arbeitneh-
merInnen und Jugendlichen vertritt. Der Er-
folg der KPÖ-Steiermark bei den steirischen
Wahlen hat dem Wunsch nach einer neuen
Kraft von und für ArbeitnehmerInnen Aus-
druck verliehen, aber das Potential keineswegs
voll ausgeschöpft. Meinungsforscher räumen
einem Projekt links von SPÖ und Grünen bei
Wahlen bis zu 20% der Stimmen ein! Bei den
Nationalratswahlen im Herbst 2006 wäre die
Kandidatur einer solchen Kraft mehr als not-
wendig – allein schon um dem eventuell neu-
erlichem Vormarsch einer noch weiter nach
rechts gerückten FPÖ etwas entgegenzustellen.

KP Steiermark – warum nicht 
“kämpfen statt helfen”?

Der Wahlerfolg der KP-Steiermark war ein
interessantes Signal. Er hat gezeigt, dass linke
Politik nicht “an sich” ein Minderheitenpro-
gramm ist, sondern eine ernstzunehmende Al-
ternative sein kann. Die FPÖ hat aufgrund des
KP-Erfolgs den Einzug in den Landtag nicht ge-
schafft. Die Politik der KP-Steiermark bietet po-
sitive Anknüpfungspunkte, hat aber auch
grundlegende Schwächen. Ein wichtiger Grund
für den Erfolg der steirischen KP ist die Arbeit
von Ernest Kaltenegger. Kaltenegger wirkt an-
gesichts der bürgerlichen Parteienlandschaft
als einziger Politiker ehrlich und um die Inter-
essen der “einfachen Menschen” bemüht. Er
legt seine Konten offen und bereichert sich
nicht aus Steuermitteln. Die KP-Steiermark be-
zieht für die Interessen von ArbeitnehmerIn-

nen Stellung – zuletzt z.B. gegen Privatisierung
wie die der Post oder Kürzungen im Gesund-
heitssystem. Darin unterscheidet sie sich be-
reits von allen anderen Parteien. Leider nimmt
sie das nicht als Anlass für eine Mobilisierung
gegen diese Maßnahmen – und sie erklärt auch
nicht wie das Gesundheitssystem oder der öf-
fentliche Sektor finanziert werden können.
Hätte die KPÖ Steiermark ihre Positionen ge-
nutzt um für einen Streikbeschluss der Postge-
werkschaft aufzurufen und in den Gewerk-
schaften Widerstand zu organisieren, hätte das
Auswirkungen auf die gesamte Bundespolitik
gehabt. Hinter der Tatsache, dass sie das nicht
tut, steht eine Politik, die in dem Slogan “Hel-
fen statt Reden” auf den Punkt gebracht wird.
Aber Sozialabbau und Privatisierung lassen
sich nicht “weghelfen” – sie lassen sich nur be-
kämpfen. Nicht zuletzt wegen dieses Konzeptes
konnte die KP-Steiermark die Erfolge auf der
Wahlebene nicht gleichermaßen in den Aufbau
einer aktiven und kämpferischen Partei umle-
gen. Die Gewinnung neuer Mitglieder und Ak-
tivistInnen auf allen Ebenen ist jedoch notwen-
dig, da Verbesserungen eben nicht nur durch
Arbeit in den Gremien oder “Helfen” erreicht
werden können. Die WählerInnen-Basis der
steirischen KPÖ ist nicht stabil; sie hat viele
Vorschusslorbeeren erhalten. Sie wird in Zu-
kunft an Ihrer realen Politik gemessen werden
und das hat Bedeutung für die gesamte Arbei-
terInnenbewegung in Österreich.

Bundes-KP und “Linke”

Die Bundes-KPÖ unterscheidet sich durch-
aus von der steirischen KP, versucht aber auf
der Kaltenegger-Erfolgswelle mitzuschwim-
men. Das funktioniert allerdings nur sehr be-

grenzt. Auch wenn die KPÖ bei den Wiener
Wahlen nach langen Jahren wieder zwei Be-
zirksratsmandate erhalten hat, ist sie weit ent-
fernt davon, sich irgendwie in der ArbeiterIn-
nenklasse zu verankern. Bundes-KPÖ und
Wiener KPÖ wollen das auch gar nicht: Sie set-
zen auf die ominöse “Zivilgesellschaft” – also
jene akademischen Schichten, die bereits von
Teilen der SPÖ und vor allem den Grünen heiß
umkämpft werden. Die KPÖ versucht, immer
wieder “neue” Projekte zu gründen, die sie zum
einen selbst dominiert und zum anderen kaum
etwas mit den realen Bewegungen und Klas-
senkämpfen zu tun hat. Sie verzichtet zudem
als “Kommunistische” Partei darauf, in Wahl-
kämpfen und Kampagnen die Frage nach sozi-
alistischen Alternativen zum Kapitalismus
auch nur aufzuwerfen.

Welche Bedingungen für 
Neue ArbeiterInnenpartei?

Besonders die KP-Steiermark kann in Zu-
kunft eine starke  Mitverantwortung haben, an
Vorschlägen für die Entstehung einer neuen
bundesweiten sowie international organisier-
ten Kraft mitzuwirken. Aber wie muss neue
Partei von und für ArbeitnehmerInnen ausse-
hen? Eine solche Partei braucht offene, demo-
kratische Strukturen, die Einzelpersonen und
Organisationen eine Teilnahme ermöglichen.
Sie muss eine aktive, kämpferische Partei sein,
die sich an Bewegungen und Klassenkämpfen
nicht nur beteiligt, sondern sie auch initiieren
und anführen kann. Und sie muss Sozialabbau
jeder Art ablehnen und bekämpfen – und das
ist der Grund, warum sie letztlich ein sozialisti-
sches Programm braucht. Denn ein konse-
quenter Kampf gegen Sozialabbau ist nur mög-

lich, wenn mit der Sachzwanglogik des Kapita-
lismus gebrochen wird. Diese Punkte erfüllen
sowohl Bundes-KP und “Linke”, sowie auch die
KP-Steiermark nur ansatzweise. Wir sind zum
Beispiel davon überzeugt, dass ein betont anti-
kapitalistisches Auftreten kaum jemanden von
der Wahl der steirischen KP abgeschreckt hät-
te – stattdessen vergibt die KP-Steiermark eine
Chance, sozialistischen Ideen eine Plattform zu
geben.

Neue Formationen – ein Prozess

Die SLP geht im Moment davon aus, bei den
Nationalratswahlen 2006 als unabhängige so-
zialistische Kraft anzutreten. Wir bilanzieren
unsere bisherigen Kandidaturen bei Wahlen
positiv, weil es uns gelungen ist, Wahlkämpfe
dazu zu benutzen, unsere Ideen einzubringen
und ArbeitnehmerInnen und Jugendliche da-
für zu interessieren und zu gewinnen.Wir wür-
den uns bei den kommenden Wahlen aller-
dings auch an einem neuen Projekt beteiligen,
wenn es einen Schritt in Richtung Neue Arbei-
terInnenpartei repräsentiert – auch wenn es
(noch) kein sozialistisches Programm hat.
Aber wir würden für ein solches Programm
eintreten und kämpfen. Eine solche neue Kraft
kann nicht per Dekret aus dem Boden ge-
stampft werden. Ihre Entstehung ist ein Pro-
zess, der natürlich von Organisationen oder
Personen angestoßen werden kann. Allerdings
wird eine neue linke Kraft nur dann ein wirk-
liches Echo unter ArbeiterInnen und Jugend-
lichen finden, wenn sie aus sozialen Bewegun-
gen, Streiks und Klassenkämpfen entsteht und
mehr repräsentiert als einen bloßen Zu-
sammenschluss linker Gruppen.
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kandidierten WASG-KandidatInnen auf den Li-
sten der zur “Linkspartei” (das sollte der Verein-
igungsname werden) umbenannten PDS. Diese
Liste war die einzige wirkliche Gewinnerin der
Wahlen. Mit 8,7% ist sie aus dem Stand mit über
50 Mandaten im Parlament vertreten.

Das zeigt, welches Potenzial für eine neue Ar-
beiterInnenpartei in Deutschland existiert.

Doch vor den Wahlen waren laut Umfragen
weit über 10% drinnen. Lafontaine und Gysi
hatten das Potential nicht ausschöpfen können.
Schon im Wahlkampf hatten sie die ersten Prin-
zipien über Bord geworfen. Während PDS und
WASG über einen Mindestlohn zwischen 1.400
und 1.500 Euro diskutieren, erklärte Lafontaine
öffentlich, er wäre für 800 Euro. Nicht zuletzt,
dass die PDS in Berlin ihre Politik nicht änder-
te, deutete für viele an, dass das Projekt “Links-
partei” doch auch wieder nur eine Partei, wie
man sie kennt, werden würde: Populistische Re-
den für die ArbeiterInnenrechte, in der Praxis
Umsetzung von Kapitalistenwünschen.

Institutionenweg statt Kämpfe

Tatsächlich besteht diese Gefahr. Aber es ist
durchaus möglich, das zu verhindern. Das be-
weisen die aktuellen internen Debatten in der
WASG. Während die Spitze um Klaus Ernst fast
diskussionslos und ohne die Bedingung, den
Sozialabbau zu beenden, mit der PDS fusionie-
ren will, spricht sich zum Beispiel der Berliner
Landesvorstand relativ klar gegen auch nur eine
gemeinsame Kandidatur bei den bevorstehen-
den Berliner Wahlen aus, sollte die PDS keinen
Richtungswechsel vollziehen. Hier bahnt sich
eine richtungsweisende Auseinandersetzung an:
Murat Cakir, Sprecher des WASG-Bundesvor-
standes kündigte an, er möchte möglicherweise
mit Ausschlüssen dafür sorgen, dass der Berliner
Landesverband “auf Linie” gebracht wird. Cakir
und andere versuchen auch, die Opposition ge-
gen die PDS-Politik und eine Fusion ohne Fest-
legung auf ein bedingungsloses Ablehnen von
Sozialabbau als Art selbstsüchtiges Eigeninte-
resse der SAV darzustellen. Obwohl der Berliner
Beschluss auf einer Versammlung getroffen
wurde, auf der von 157 Delegierten nur 12 SAV-
lerInnen waren.

Diese Auseinandersetzung drückt vor allem ei-
ne unterschiedliche Orientierung in verschiede-
nen Schichten der WASG-Mitgliedschaft aus.
Die Orientierung der Parteispitze ist geprägt

von den Ideen und Erfahrungen von einigen
Spitzen-Gewerkschaftsfunktionären, die in der
SPD nicht unwichtige Rollen spielten und sich
eine Entwicklung Richtung einem Regierungs-
eintritt und einer Koalition mit der SPD vorstel-
len. Sie haben immer noch die Illusion, dass es
möglich ist, im Rahmen einer kapitalistischen
Gesellschaft einfach an der Regierungsverant-
wortung eine arbeitnehmerInnenfreundliche
Politik zu betreiben. Und das, obwohl sogar
Oskar Lafontaine am eigenen Leib erfahren hat,
dass das nicht möglich ist.

Stefan Kimmerle, SAV, erklärt das so: “Oskar
Lafontaine steht für eine keynesianistische
Wirtschaftspolitik. Mit staatlichen Interventio-
nen, zum Beispiel mit Investitionsprogrammen,
soll der Kapitalismus besser gemanagt werden
als von den Kapitalisten selbst. An diesem Punkt
trifft sich seine Haltung mit der der bisherigen
WASG-Bundesvorständler.

Angesichts der neoliberalen Einheitspolitik
(der absoluten Unterordnung aller Entschei-
dungen unter den freien Handel) erscheint das
schon als Alternative. Nur: Diese keynesianisti-
sche Politik führte in den 60er und 70er Jahren
zu einer massiven Staatsverschuldung und zur
dadurch gestiegenen Macht der Kreditgeber, das
heißt der Finanzmärkte und ihrer Instrumente.
Das bereitete unmittelbar “Globalisierung” und
Neoliberalismus vor.

Lafontaines Rücktritt 1999 drückte das Schei-

tern dieser Politik unter heutigen Bedingungen
aus: Als Lafontaine zur Finanzierung staatlicher
Eingriffe mit dem Gedanken spielte, die Wirt-
schaft – aber auch nur in engen Grenzen – hö-
her zu besteuern, brach “eine Revolution des
Kapitals”(Handelsblatt) aus. Kapitalabzug wur-
de angedroht, Investitionsboykott stand im
Raum, massiver Druck wurde entwickelt. Was
Konzerne wie Daimler oder Siemens mit einzel-
nen Belegschaften machen – Drohung von Ver-
lagerung nach Tschechien, Ungarn, China oder
sonst wo – das drohen Banken und Konzerne

auch Regierungen, die nicht auf ihrer Linie lie-
gen.

Und was war Lafontaines Antwort darauf? Er
sprach öffentlich davon, dass die SPD gedacht
habe, sie sei an der Macht, dabei wäre sie nur an
der Regierung. Dann kapitulierte er.

Es ist durchaus möglich, auch trotz solcher
Drohungen und Kampfansagen des Kapitals an
die Profite der Banken und Konzerne heran zu
kommen. Aber dazu muss die Frage von gesell-
schaftlicher Kontrolle über Produktion und
Verteilung aufgeworfen werden: Wenn Siemens
damit droht, nach Tschechien zu gehen, dann
hilft nur ein gemeinsamer, internationaler
Kampf der Beschäftigten für den Erhalt und
Ausbau der Produktion gemäß den Bedürfnis-
sen der Menschen. Die Entscheidung, was mit
dem von Beschäftigten produzierten Reichtum,
ihren Betrieben und so weiter geschieht, darf

nicht von einer kleinen Minderheit der Aktio-
näre oder Eigentümer entschieden werden. Die
Familie Siemens – geschätztes Vermögen 13
Milliarden Euro – wird den Hals nie voll genug
bekommen. Die Diktatur der Profite muss ge-
brochen werden.

Doch genau diesen Schritt wollen weder
WASG-Führung, geschweige denn Lafontaine
gehen. Und damit sind ihre wirtschaftlichen
Konzepte auf Sand gebaut.”

Dagegen sind viele Basismitglieder über die
Proteste gegen Hartz IV politisiert worden. Ih-
nen geht es in erster Linie um ein Sprachrohr für
ihre Anliegen, und viele sind skeptisch gegenü-
ber politischen Zugeständnissen an die PDS.
Das zeigt sich nicht zuletzt verstärkt in der De-
batte um die Berliner Kandidatur.

Was nötig wäre, ist eine wesentlich stärkere
Orientierung der Partei auf Mobilisierungen
und Kämpfe.Aus dem Kampf gegen Hartz IV ist
erst die Basis für die WASG entstanden, und ei-
ne Etablierung, egal ob mit oder ohne PDS, als
neue ArbeiterInnenpartei wird nur über Arbei-
terInnenkämpfe möglich sein.

Potential

Die Entwicklung der “Linkspartei” ist am
Scheideweg. Sollte die PDS ohne auf ihren Kurs
zu verzichten die WASG einfach schnupfen, wä-
re der Weg für eine weitere neoliberale Partei im
sozialen Mäntelchen geebnet. Doch die Ereig-
nisse der letzten Monate erlauben auch eine an-
dere Perspektive: Sollten sich in der WASG jene
Kräfte durchsetzen, die den Widerstand gegen
jeden Sozialabbau, egal von wem durchgeführt,
als Grundpfeiler erhalten wollen, dann könnte
sich diese Partei an die Spitze der kommenden
Kämpfe gegen die Kürzungen der neuen CDU-
SPD-Regierung setzen und diesen somit eine
bedeutend bessere Ausgangsbasis verschaffen.
Dass auch die bürgerlichen Medien der Debat-
te in der WASG so viel Bedeutung schenken,
zeugt davon, dass diese Option durchaus nicht
unrealistisch ist.

Was dann als nächstes am Tapet stehen würde,
und was auch heute schon in den Diskussionen
eine Rolle spielt, ist die Frage nach der Alterna-
tive zum Sozialabbau. Hier muss in den Kämp-
fen für eine Überwindung des Kapitalismus und
eine sozialistische, an den Bedürfnissen, nicht
den Profiten orientierte, demokratische Plan-
wirtschaft argumentiert werden.

Linkspartei in Österreich – aber welche?



Linz, 7. Jänner
Die SLP-Ortsgruppe OÖ hält

in den Räumlichkeiten der
“Werkstatt Frieden und Soli-
darität” ein Kurzseminar zu
drei Themen ab: EU, FPÖ und
Umwelt. Jeder Teil wurde von
jeweils einem jungen Mitglied
der Ortsgruppe in Form eines
Referats aufgearbeitet. Die
spannenden Diskussionen fül-
len den gesamten Nachmittag
aus. Diese erfolgreiche Form
der gemeinsamen Weiterbil-
dung wird sicherlich bald wie-
der durchgeführt werden.

Salzburg, 12. Jänner
Bericht von Jan Rybak, Zivi-
Sprecher, Lebenshilfe Salzburg

Am Donnerstag den 12. Jän-
ner trafen sich über 50 Zivil-
diener aus Stadt und Land
Salzburg zur Gründung einer
“Plattform für Zivildiener in
Salzburg”. Um sich gegen die
katastrophale soziale Situa-
tion der Zivildiener zu weh-
ren, beginnen sich Zivis zu or-
ganisieren. In Österreich gibt
es keine offizielle Vertretung

für Zivildiener, die “Lobby-
ing” betreiben könnte. Es ist
notwendig eine starke, kämp-
ferische Interessensvertretung
der Zivildiener aufzubauen!
Dafür wurde nun der Grund-
stein in Salzburg gelegt.

Es wurde über die aktuelle
rechtliche Situation, und die
kommenden Grauslichkeiten
informiert. Zivildiener müs-
sen sich in Österreich von
durchschnittlichen sechs Euro
pro Tag ernähren (drei Mahl-
zeiten plus Getränke). Zu-
künftig soll die Situation, da
eine reine Naturalverpflegung
geplant ist, noch mehr ver-
schlimmert werden.

In der Diskussion gaben sich
die Zivis sehr kämpferisch:
Das Wort Streik war oft zu hö-
ren und wurde von vielen als
die einzige Möglichkeit zur
Erkämpfung des vom Verfas-
sungsgerichtshof festgelegtes
Recht gesehen. Die Plattform
wurde gegründet und ein Ko-
mittee aus aktiven und ehe-
maligen Zivildienern gewählt.
Nächstes Salzburger Zivil-

dienertreffen: 22. Februar
2006 im Saal der Arbeiter-
kammer Salzburg (Markus-
Sittikus-Str. 11) um 20 Uhr.

Wien, 19. Jänner
SLP-AktivistInnen unter-

stützen den Protestmarsch der
Post-Beschäftigten gegen den
für März geplanten Börse-
gang. In einem Flugblatt argu-
mentieren wir, warum ein
Streik gerechtfertigt ist, um
weitere Verschlechterungen
für Beschäftigte und KundIn-
nen zu stoppen. Die Kundge-
bung der Postgewerkschaft ist
relativ schwach besucht. Dies
hängt mit der Politik der Ge-
werkschafts-Führung zusam-
men. Sie steht politisch auf Li-
nie der SPÖ, die für einen Aus-
verkauf zu einem späteren
Zeitpunkt (wenn sie wieder an
der Macht ist?) eintritt. Daher
gibt es nur eine kurze Demo,
aber keine Arbeitsniederle-
gung. Die Solidaritäts-Flug-
blätter und die Zeitung Vor-
wärts werden von PostlerIn-
nen mitunter sehr positiv auf-

genommen. Am darauffol-
genden Freitag findet eine Di-
skussionsveranstaltung der
SLP zu diesem Thema statt.

Sri Lanka, Jänner
Zwei SLP-Mitglieder besu-

chen im Rahmen eines Ur-
laubs die dortige Schwester-
sektion der SLP.Aufgrund von
Spenden durch österreichi-
sche AktivistInnen kann ein
Computer für die Arbeit vor
Ort angeschafft und aufge-
baut werden. Die Sri Lankesi-
sche United Socialist Party hat
aufgrund ihrer Arbeit nach
dem Tsunami große Bekannt-
heit und Akzeptanz sowohl in
den singhalesischen wie tami-
lischen Teilen der Insel.

UUnnsseerree  AArrbbeeiitt  kkoosstteett  GGeelldd.. Da-
her bittet die SLP um Spenden.
Am besten regelmäßig (Dauer-
auftrag). Ab EUR 7,– pro Monat
gibt’s alle Publikationen der SLP
(inkl. Broschüren) per Post nach
Hause – ein “All-Inclusive-Abo”
eben.                PPSSKK  88881122..773333
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ist unabhängig vom großen Geld,
aber abhängig von seinen UnterstützerInnen.
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Namen, Anschrift und Kennwort “Abo” nicht vergessen!

*Sozialpreis für Menschen ohne eigenem Einkommen EUR 10,00
Alle Preise für 10 Ausgaben inkl. Porto und Versand

Die SLP-Treffpunkte

LINZ

jeweils Montag, 17.30 Uhr,
“Alte Welt”, Linz, Hauptplatz 4

SALZBURG

jeweils Donnerstag, 19.30 Uhr,
“Shakespeare”, Salzburg,
Hubert-Sattler-G. 3 (Mirabellplatz) 

WIEN

jeden Mittwoch um 19 Uhr
SLP Wien West, “Fünfhauser Stüberl”,
1150 Wien, Löhrgasse 13, (U3, U6 Westbahnhof)

jeden Donnerstag um 18 Uhr
SLP Wien Nord, “Piwnica” (ehem. Peer Gynt), 1200 Wien,
Jägerstraße 38 (U4 Friedensbrücke, U6 Jägerstraße, 5, 33)

jeden Freitag um 18.30 Uhr
SLP Wien Ost, “K-One”,
1030 Wien, Posthorngasse 6, (U3 Rochusgasse)

jeden Freitag um 19 Uhr
SLP Wien Süd, “Bunte Kuh”, 1050 Wien, Siebenbrunneng./ 
Ecke Zentag. (U4 Pilgramgasse, 12A, 14A)

SWI-Treffpunkt in Wien

jeden Montag um 17.30 Uhr
Amerlinghaus, 7., Stiftgasse 8
(U2, U3 Volkstheater, 48A, 49)

S L P  I N  E I G E N E R  S A C H E

SLP aktiv im Jänner

S P E N D E N

von Franz Breier jun.

2005 erschien im Promedia
Verlag (Wien) eine Auswahl
von Texten des russischen Re-
volutionärs Trotzki unter dem
Titel “Sozialismus oder Barba-
rei”, herausgegeben von Hel-
mut Dahmer. Gegliedert wur-
de in drei Abschnitte, wobei
Kapitel II “Faschismus und
Stalinismus” den Kern von
Trotzkis Schaffen umfasst.
Gleichzeitig wird der Versuch
einer Auswertung von Trotzkis
Positionen unternommen –
hier werden allerdings eher al-
te Vorwürfe und Vorurteile
wieder aufgewärmt.

Die Frage des 
Parteiaufbaus

In einem ausführlichen Teil
schildert Dahmer einen frühen
Konflikt in der Frage des Par-
teiaufbaus zwischen Lenin
(dem führenden Kopf der Bol-
schewiki) und Trotzki. Tat-
sächlich schloss sich Trotzki
erst 1917 den Bolschewiki an
und teilte bis zu diesem Zeit-
punkt die Kritik anderer Strö-
mungen der russischen Sozial-
demokratie an deren verbind-
lichen Organisationskonzept
(Mitglied konnte nur werden
wer sich aktiv am Parteileben
beteiligte). Doch Dahmers
Gegenüberstellung von Trotz-
ki zu Lenin bleibt unvollstän-
dig und dadurch fehlerhaft.
Trotzki erklärte in späteren
Jahren mehrmals seine Kor-
rektur in dieser Frage. Im Jän-
ner 1940 schrieb er “... ich war
(konkret im Jahr 1912; Anm.)
gegen das Lenin-‚Regime', weil
ich noch nicht verstanden hat-
te, dass eine fest zusammenge-
schweißte, zentralisierte Partei
unentbehrlich ist, um das re-
volutionäre Ziel zu verwirk-
lichen.” Lenins Vorstellungen
zielten darüber hinaus keines-
wegs – wie sooft unterstellt –
darauf ab, die Herrschaft einer
kleinen Gruppe Auserwählter

über die ArbeiterInnenschaft
zu errichten. Im Gegenteil:
Selbst in seinen letzten aktiven
Lebensmonaten focht Lenin
mit Trotzki gemeinsam für die
Wiederrichtung der rätedemo-
kratischen Strukturen und ge-
gen die beginnende bürokrati-
sche Selbstherrschaft.

Der Bürgerkrieg und 
die Hintergründe der 

Politik Trotzkis 

Die Organisationsstruktur
der Bolschewiki war eine Vor-
bedingung dafür, dass diese
Partei in der revolutionären Si-
tuation von 1917 – als einzige
sozialistische Kraft Europas –
die Initiative zum Sturz des
Kapitalismus ergreifen konnte.
Dem stand in der Folge eine
Welle der Konterrevolution
gegenüber. Dazu zählten die
militärischen Operationen aus
dem In- und Ausland, die
Wirtschafts-Blockaden sowie
die Schwäche des Sowjetstaates
aufgrund der Isolation und
dem Übergewicht von Land
und Bauernschaft gegenüber
den städtischen ArbeiterInnen
und der Industrie. In den kom-
plizierten Fragen der inneren
und äußeren Umstände revo-
lutionärer sowie gegenrevolu-
tionärer Umwälzungen hätte
Dahmer sich und uns durch
Passagen aus Trotzkis Bro-
schüre “Terrorismus und
Kommunismus – Anti-Kauts-
ky” (1920) ein umfassenderes
Bild ermöglichen können.

Darin argumentiert Trotzki
gegen die Angriffe des deut-
schen Sozialdemokraten
Kautsky auf die Oktoberrevo-
lution. Dieser gibt den Bol-
schewiki eine Art General-
schuld für den BürgerInnen-
krieg ab 1918. Dagegen erklärt
Trotzki den internationalen

Zusammenhang. Die Schärfe
des Kampfes in Russland wur-
de bereits im August 1914 in
Deutschland vorherbestimmt,
als die überwiegende Mehrheit
der sozialdemokratischen Ab-
geordneten die Kriegskredite
bewilligten. Die Kriegsunter-
stützung fast aller Parteien der
sozialdemokratischen “2.
Internationale” verschärfte die
Lage der Anti-Kriegs-Bewe-
gung und revolutionären Kräf-
te. Der Friedensschluss mit
Deutschland, den die Oktober-
revolution erzwang, konnte
nur teuer und durch Schwä-
chung erkauft werden. Dah-
mers Vorwort läßt all die inter-
nationalen Verwicklungen
größtenteils außer Acht. Vor
diesem Hintergrund ist das
Fehlen von zentralen Texten zu
Deutschland (Novembberre-
volution 1918 und 20er), Chi-
na, Frankreich, Spanien, Eng-
land bitter.Aufgrund der inter-
nationalen Gemengelage
konnte die Bürokratie in den
Sowjetstaaten als Zentralge-
walt Fuß fassen. Zumindest im
Text über “Die österreichische
Krise” (1929) wird die Rolle
und das Scheitern der sozialde-

mokratischen Politik in den al-
ten kapitalistischen Ländern
angeschnitten. Diese hatte gro-
ßen Anteil an der Festigung des
Stalinismus.

Kam die 
Revolution zu früh?

Dahmer fasst in seinem Vor-
wort zusammen:“Die bolsche-
wistischen Revolutionäre ka-
men zu früh, ihr Ausbruchs-
versuch aus dem System der
weltweiten Lohnsklaverei ist
mißlungen.” Das war aller-
dings genau die damalige Hal-
tung der internationalen Sozi-
aldemokratie – nicht zuletzt
der österreichischen – die frei-
lich “vergaß”, dass alle “ihre”
Errungenschaften die nach er-
sten Weltkrieg durchgesetzt
werden konnten, mit der Angst
des Bürgertums vor “russi-
schen” Verhältnissen zu tun
hatte. Die tiefe kapitalistische
Krise der 20er und 30er Jahre,
sowie die Machergreifung des
Faschismus zeigte demgegen-
über ebenfalls, dass die Politik
der Bolschewiki sehr voraus-
schauend gewesen war – im
Gegensatz zum Glauben, den
Sozialismus schrittweise in Eu-
ropa einführen zu können. Sei-
ne ganze pessimistische
Grundhaltung legte Dahmer
übrigens schon einmal in ei-
nem Artikel dar. Dort sprach er
von bis zu einem Jahrhundert,
bis eine neue sozialistische Be-
wegung Anlauf nehmen könn-
te. Diesen Pessimismus mag
sich Dahmer leisten können –
soziale Bewegungen weisen
allerdings ihre eigenen Dyna-
miken auf. Revolutionäre Mar-
xisten wie Leo Trotzki dachten
daher in ganz anderen Kateg-
orien: 1905 musste er als Vor-
sitzender des Sowjets in St. Pe-
tersburg die totale Niederlage
einer Revolution, Verfolgung
und Vertreibung hinnehmen.
Nur zwölf Jahre später kam es
schließlich zu einem erneuten
Anlauf … 

“Sozialismus oder Barbarei”
Neues Buch über Leo Trotzki – Eine Rezension 

www.slp.at

Die Website der Sozialistischen
LinksPartei – seit Mai in neuem 
Gewand, mit mehr und aktuelle-

rem Inhalt. Jetzt besuchen!

Helmut Dahmer (Hg.)
LEO TROTZKI:
SOZIALISMUS ODER BARBAREI!
Eine Auswahl aus seinen Schriften
ISBN 3-85371-240-1, br., 176 Seiten,
12,90 Euro
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Niederlage für EU-
Kommission, Triumph

für Hafenarbeiter

So lautete die Schlagzeile der
renommierten Süddeutschen
Zeitung zu den militanten Ha-
fenarbeiterprotesten in Straß-
burg. 6.000 KollegInnen hatten
fast das EU-Parlament ge-
stürmt um die Verabschiedung
einer neuen Richtlinie zu ver-
hindern, die tausende Jobs ge-
kostet hätte. Alle Kräne stan-
den still – in Europa waren
40.000 HafenarbeiterInnen im
Jänner im Streik. Bereits vor
zwei Jahren war es gelungen ei-
nen ähnlichen Angriff abzu-
wehren – auch nun stimmte
das EU-Parlament schließlich
gegen “Port Package II”.

New Yorker 
Verkehrsstreik

Nichts ging mehr vor Weihn-
achten im Big Apple. Im De-
zember kam es zum ersten
Streik seit 25 Jahren im größten
öffentlichen Nahverkehrsnetz
der USA. Fast drei Tage war der
gesamte Verkehrsbetrieb lahm-
gelegt. 34.000 U-Bahn- und
Busbeschäftigte waren im Aus-
stand. Ende Dezember schloss
die Führung der Transportar-
beitergewerkschaft mit der Ar-
beitgeberseite einen neuen Ta-
rifvertrag ab.Dieser sieht in den
kommenden drei Jahren Loh-
nerhöhungen von 10,9 Prozent
vor. Allerdings müssen Be-
schäftigte einen Beitrag in Hö-
he von 1,5 Prozent ihres Lohns
zu ihrer Krankenversicherung
leisten. Die Verkehrsbehörde
(MTA) sah von ihrem Vorha-
ben ab, das Renteneintrittsalter
von 55 Jahren für neue Beschäf-
tigte anzuheben. Der Staat New
York beschaffte sich eine rich-
terliche Verfügung, wonach die
Beschäftigten pro Streiktag
zwei Tageslöhne Buße zahlen
müssen. Die bürgerlichen Me-
dien überschlugen sich beim
Versuch, die Streikenden zu dif-
famieren. Die Gewerkschafts-
spitze produzierte leider kein
Material, um darauf öffentlich
zu antworten. Es wurde auch
unterlassen, den Streik auszu-
weiten und eine Solidaritäts-
kampagne in anderen Bran-
chen zu initiieren.

Neue Ausgabe von 
sozialismus.info

Aus dem Inhalt des theoreti-
schen Magazins unserer deut-
schen Schwesterpartei: Welche
Aussichten hat die Große Koa-
lition? – Die Frage der Regie-
rungsbeteiligung – Für eine
linke Partei mit linker Politik –
Eine Bilanz der Grünen – Wo-
hin geht Europa? – Die Arbeit
der Vierten Internationale
während des 2. Weltkriegs –
Buchbesprechungen

Preis: 3,50 Euro – Jetzt bestel-
len: info@sav-online. Außer-
dem: “Sozialismustage” in Ber-
lin vom 14.–16.4 ab. Infos un-
ter: www.sozialismustage.de.

Neues aus dem CWI

www.socialistworld.net

von Nora Brandes,

Mit 51,1% hat Morales, Kan-
didat der MAS (Bewegung
zum Sozialismus) und Führer
der Kokabauern die Präsident-
schaftswahlen in Bolivien am
18. 12. 2005 gewonnen und ist
nun der erste indigene Präsi-
dent. Sein Hauptgegner, der
neoliberale ehem. Präsident
Quiroga, erreichte 28,6%. Dies
ist Ausdruck für die Radikali-
sierung der Bevölkerung.

Zentrale Forderungen
von Morales

Die zentralen Wahlkampf-
forderungen von Morales wa-
ren die Verstaatlichung der
Erdgasvorkommen und die
Legalisierung des Kokaan-
baus. Beide Forderungen spie-
len eine zentrale Rolle in Boli-
vien. Bolivien besitzt die 2.-
größten Erdgasvorkommen
Südamerikas und ist zugleich
das ärmste Land des Konti-
nents. Dieser Widerspruch ist
auf die imperialistische Aus-
beutung des Landes durch das
internationale Kapital zu-
rückzuführen. Die Erdgasvor-
kommen sind v. a in der Hand
von US-Konzernen, die 90%
davon exportieren, da dies
profitabler ist. Dadurch gibt es
in Bolivien eine sehr schlechte

Gasversorgung – Über 70%
der Bevölkerung hat keinen
Gasanschluss – und hohe
Benzinpreise.

Dies, aber auch die von den
USA unterstützte Anti-Dro-
genpolitik der Regierung, die
den Bauern den Kokaanbau
verbot, da aus Koka u. a. Ko-
kain hergestellt wird, waren –
neben der Privatisierung der
Wasserversorgung – die
Hauptauslöser der Unruhen
der letzten Jahre. Mit dem Ko-
kaanbauverbot entzog die Re-
gierung den Bauern ihre Le-
bensgrundlage, für die es zum
Kokaanbau derzeit keine Al-
ternative gibt. Das grundle-
gende Problem der Kokafrage
ist, dass der Protektionismus
der “Erste-Welt-Staaten” die
landwirtschaftlichen Produk-
te der neokolonialen Staaten
aus dem Markt drängt. Das
Problem ist daher nicht durch
ein Verbot lösbar.

Starke ArbeiterInnen-
bewegung

Die ArbeiterInnenbewegung
in Bolivien greift auf eine lan-
ge Tradition zurück. Die Ar-
beiterInnen der Zinnminen-
industrie legten die Basis für
eine radikale Gewerkschafts-
bewegung.Anders als in ande-
ren lateinamerikanischen

Ländern, hat Bolivien keine
Tradition von Guerillabewe-
gungen, sondern von Massen-
bewegungen.

Die Privatisierung der Was-
serversorgung, die eine explo-
sionsartige Preiserhöhung zur
Folge hatte – Arme Familien
mussten bis zu einem Drittel
ihres Einkommens für Wasser
zahlen! – löste gewaltige Pro-
teste aus. In Cochabamba kam
es 2000 zum “Wasserkrieg”: Es
bildete sich ein Zusammen-
schluss von ArbeiterInnen,
Bauern und StudentInnen,
der den dortigen Bechtel-
Konzern in die Knie zwang
und die demokratische Kon-
trolle der Bevölkerung über
die Wasserversorgung ver-
langte.

Im Oktober 2003 kam es zu
einem Volksaufstand gegen
den Ausverkauf der Erdgas-
vorkommen an US-Konzerne.
Dies stellte nur einen Höhe-
punkt der Proteste gegen die
vom IWF diktierten Sparmaß-
nahmen dar. Der damalige
Präsident Gonzalo Sanchez de
Lozada, ein korrupter Minen-
besitzer und Milliardär, ging
hart gegen die Demonstran-
tInnen vor und es gab viele To-
te und hunderte Verletzte.
Letztendlich musste er aber ins
Exil in die USA fliehen.

Unter seinem Nachfolger,
dem Vizepräsident Mesa gab
es erneute Proteste, weil es der
franz. Konzern Suez seit Jah-
ren unterlassen hatte, die ärm-
sten Teile von El Alto mit Was-
ser zu versorgen und 200 000
Menschen keinen Wasseran-
schluss hatten.Als Mesa weder
die versprochene Neuver-
handlung des Vertrages mit
dem Suez-Konzern, noch die
Besteuerung von Erdgasför-
derung von Konzernen im
versprochenen Ausmaß durch-
setzte, musste er auf Druck
der Massen zurücktreten. Pro-
teste verhinderten den (ver-
fassungsgemäßen) Amtsan-
tritt der konservativen Senats-
präsidenten Hornando Vaca
Díez. Stattdessen übernahm
Rodríguez, der Präsident des
obersten Gerichts, die Über-
gangspräsidentschaft bis zu
den Neuwahlen vom 18. 12.
2005.

Wer ist Evo Morales?

Morales, der sich selbst als
“Albtraum für die USA” be-
zeichnet, trat bereits zu den
Präsidentschaftswahlen 2002
an, bei denen er auf dem 2.
Platz landete. Angesichts sei-
nes Erfolges sagte er: “Mit den
Wahlen wird das boliviani-
sche Volk Schluss machen mit
dem kolonialen Staat und
dem neoliberalen Wirt-
schaftsmodell. Beides hat uns
Diskriminierung, Erniedri-
gung und außerdem die Plün-
derung der natürlichen Ressour-
cen gebracht. Aber der Staat
muss frei über seine natür-
lichen Rohstoffe verfügen
können. Sie dürfen sich nicht
in privaten oder ausländi-
schen Händen befinden.”

Morales schwankt in seiner
Haltung zwischen radikaler
Wortwahl und relativierenden
Aussagen. So lässt er zum Bei-
spiel offen, was er mit der Ver-
staatlichung der Energieres-
sourcen tatsächlich meint:
“Wir verstehen und wissen
ganz genau, dass unser Land
Partner braucht. Wir reden
nicht davon, Firmengüter zu
konfiszieren oder zu enteig-
nen, denn wir respektieren die
Firmen.” Mittlerweile ver-
sucht Morales die Erwartun-
gen der Bevölkerung zu
dämpfen und lehnt die sofor-
tige Verstaatlichung der Erd-
gasvorkommen ab. “Wir wer-
den für alle regieren, auch für
die Unternehmer”, begründet
er seine Mäßigung.

Die Rolle von 
Morales und MAS

In der Vergangenheit ver-
wendete Morales seine Auto-
rität um die Bewegung zu
bremsen: Zur Zeit des “Gas-
krieges” 2003 schloss sich Mo-
rales dem Vorschlag Mesas an,
ein Referendum über das Erd-
gas abzuhalten. MAS und die
Gewerkschaft COB ermög-
lichten die reibungslose Macht-
übergabe, obwohl in der Be-
wegung damals schon radika-
lere Forderungen verbreitet
waren bis hin zu der nach ei-
ner ArbeiterInnen- und Bau-
ernregierung. In El Alto bilde-

te sich eine Föderation von
Nachbarschaftskomitees (FE-
JUVE), die eine Art Arbeiter-
rat war. Beim Referendum er-
reichte Morales, dass sich die
Mehrheit für hohe Steuern für
Erdgasförderung aussprach
statt für die vom Großteil der
Bewegung geforderte Ver-
staatlichung. Doch Mesa
brach sein Versprechen und
das Parlament beschloss ein
Gesetz, das nicht einmal die,
im Referendum beschlosse-
nen Steuern für Erdgasförde-
rung vorsah. COB und FEJU-
VE organisierten Streiks und
Straßenblockaden. Die MAS
sah sich unter dem Druck ih-
rer Basis gezwungen, sich zu
beteiligen, nachdem sie vor-
herige Proteste gegen Mesa als
reaktionär beschimpft hatte.
Die damals angenommene
Forderung der MAS nach ei-
ner Verstaatlichung der Erd-
gasressourcen war ein Resul-
tat des Drucks der Bewegung.

Druck auf Morales

Welchen Weg Bolivien ein-
schlagen wird, ist noch nicht
absehbar. Entscheidend für
die Weiterentwicklung wird
das Kräfteverhältnis zwischen
KapitalistInnen und Arbeiter-
Innen sein. Klar ist jedoch,
dass Morales unter enormem
Druck der Massen steht. Die
ArbeiterInnenklasse hat durch
ihre lange Tradition von
Kämpfen die Erfahrung ge-
macht, dass sie für ihre Rechte
kämpfen muss.

Der mächtige Gewerkschafts-
dachverband COB hat der
neuen Regierung bereits ein
Ultimatum gestellt, dass sie 3
Monate Zeit hat um ihr Wahl-
programm umzusetzen – an-
dernfalls werden die Straßen-
proteste wieder beginnen. Die
Gewerkschaft der LehrerIn-
nen droht mit Streiks, falls die
Regierung nicht innerhalb
von 2 Monaten die Löhne um
20% anhebt und einen Min-
destlohn von 700 Euros ein-
führt. Der Generalsekretär des
Bündnisses der Bauern warn-
te bereits: “Wenn die Regie-
rung nichts verändert, wird sie
ebenfalls gehen müssen – das
kann auch Evo passieren.”

Wie weit geht der

Linksruck in Südamerika?

Präsidentschaftswahlen in Bolivien:

Historische Eckdaten

Präsidentschaft Gonzalo Sanchez de Lozadas (1993–97)
1997: Privatisierung der Wasserversorgung 

von El Alto und La Paz

Präsidentschaft Hugo Banzer Suárez 
(Ex-Militärdiktator, 1997–2001)

2000: erfolgreiche “Wasserkriege” in Cochabamba

Präsidentschaft Jorge Tuto Ramírez (2001–2002)

Präsidentschaft Gonzalo Sanchez de Locadas (2002–2003)
Okt. 2003: Volksaufstand gegen 

Ausverkauf der Erdgasvorkommen

Präsidentschaft Carlos Mesas (2003–2005)
Jän. 2005: Proteste gegen Wasser-Konzern Suez in El Alto

Präsidentschaft Eduardo Rodríguez (2005–2006)
Festsetzung von Neuwahlen für den 18. Dez. 2005

seit 2005: neuer Präsident: Evo Morales



Von Reinhard Rinner,
SLP Salzburg

Am 10. und 11. März 2006
findet in Salzburg im Rahmen
der EU-Präsidentschaft das
Treffen der EU-Außenmini-
ster statt. Für die Salzburger
Bevölkerung bedeutet dies be-
schränkten bis keinen Zugang
zu öffentlichen Plätzen und
teilweise den eigenen Woh-
nungen! 

Kosten: 59 Millionen Euro

Diese Summe fällt an, um
die Stadt für die “Weltöffent-
lichkeit” hübsch zu machen
und für die Polizeirepression.
Gleichzeitig gab und gibt es
Sozialkürzungen: Etwa bei der
Tagesaufenthaltsstätte für die
Ärmsten der Armen – dem
“Saftladen”. Künftig kann kein
Mittagessen mehr abgegeben
werden. Dieses war für viele
die einzige ordentliche Mahl-
zeit am Tag.All das gehört sich
offensichtlich nach “gutbür-
gerlicher” Ansicht für eine
Kulturstadt. Ob nun auch
wieder das “Einsammeln” der
Obdachlosen und ihr kilome-
terweit entferntes Aussetzen
(wie bei den Festspielen) statt-
findet, wird sich noch weisen.
Die Gesamtkosten für “präsi-
dentschaftsbezogene Ausga-
ben” wurden vorläufig auf 40
Mio. Euro  festgesetzt. Plus 5,4
Mio. im Außenministerium,
sowie 13,5 Mio. im Innenmi-
nisterium für die Sicherheits-
vorkehrungen (Quelle: Salz-
burger Nachrichten). In Schil-
ling wären das insgesamt
810,5 Mio.. Und wofür? Um
die Interessen der Europäi-
schen Union in der Welt zu
stärken – so steht es zumin-
dest auf der offiziellen Home-
page der Bundesregierung zur
EU-Präsidentschaft. Doch
welche Interessen sind das in
einem Europa in dem es Milli-
onen Arbeitslose, geschlosse-
ne Grenzen nach Außen, Fol-

tergefängnisse und Aufrü-
stung gibt?

Asyl-Hetze und Folter-
gefängnisse in der EU

Besorgt zeigte sich die “Asyl-
koordination Österreich” be-
reits anläßlich der informellen
Ratssitzung der EU-Innen-
und JustizministerInnen in
der Wiener Hofburg im Jän-
ner. “Die EU möchte offen-
sichtlich die Verantwortung
für schutzsuchende Menschen
weitgehendst auslagern”, stell-
te die Asylkoordination fest.
Die Flüchtlings-NGOs gelan-
gen vor allem wegen zwei Vor-
haben zu dieser Einschätzung.
Der Plan, eine Liste “sicherer
Drittländer” zu erstellen und
die Unterstützung der EU-An-

rainerländer Moldawien,
Weißrußland und Ukraine
(sowie des ostafrikanischen
Tansanias) bei der Errichtung
von Flüchtlingslagern. Dane-
ben gibt es noch genügend an-
dere Skandale, die zeigen wie
es um die “Menschenrechte”
in der EU bestellt ist –  z.B. die
CIA-Überflüge und die Exi-
stenz geheimer Gefangenen-
lager in Europa. www.am-
nesty.at  listet etwa schlag-
wortartig folgende Punkte
auf: “Großbritannien lässt fol-
tern, Schweden liefert an Fol-
terstaaten aus, Frankreich lie-
fert Waffen nach Darfur, Ita-
lien lässt Kinder ertrinken,
Spanien lässt auf Flüchtlinge
schießen, Slowakei mauert
Roma ein, Deutschland lieb-
äugelt mit Folter, Frankreich

lässt prügeln, Polen will zu-
rück aufs Schafott, Frankreich
sponsert Folterknechte, Italien
exportiert den Tod, Finnland
lässt Menschen sprengen.”

EU-Imperialismus ist 
genauso gefährlich wie

jener der USA

Auch wenn sich populisti-
sche (EU-)Politiker, gerne
USA-kritisch geben und teil-
weise sogar behaupten, die EU
sei ein Projekt, um die All-
macht der USA zu brechen, ist
klar, dass sie nur zu gerne mit
dem US-Imperialismus zu-
sammenarbeiten und ebenso
skrupellos sind wie dieser.
Auch einer der wichtigsten
außenpolitischen Pläne der
EU für die Zukunft, spricht ei-

ne deutliche Sprache: Die
Schaffung einer jederzeit ein-
setzbaren EU-Armee mit
60.000 Mann, gemeinsame
Airbus-Truppentransporter,
welche zum Einsatz im Aus-
land dienen sollen, sowie ein
europäisches Satellitenpro-
gramm. Mit diesen Program-
men will die EU zur Groß-
macht werden.

Für ein 
sozialistisches Europa

An ihrer Praxis gemessen ist
von der EU-Außenpolitik
nichts von ihren scheinheili-
gen Phrasen zu “Menschen-
rechte, Frieden, Freiheit”
übrig. Wir wollen eine euro-
päische Gemeinschaft, in der
nicht die Interessen weniger
Superreicher und Bürokraten
auf Kosten der Bevölkerung
verteidigt werden, sondern
nach den Bedürfnissen der
Mehrheit gehandelt wird. In
diesem Sinne ist die EU nicht
reformierbar – ihr Konzept ist
es europäische Kapitalinteres-
sen zu verbinden. Europapoli-
tik bedeutet daher heute: De-
regulierung, Privatisierung,
Steuerwettlauf, Massenar-
beitslosigkeit und Sozialab-
bau – das lehnen zurrecht im-
mer mehr Menschen ab. Wir
wollen deshalb keine andere
EU, sondern eine echte Alter-
native zu ihr – eine sozialisti-
sche Staatenföderation. Des-
wegen laden wir jedeN ein,
der/die seine/ihre Wut gegen
diese Politik ausdrücken und
gegen sie kämpfen will, mit
uns gemeinsam gegen das
Außenministertreffen zu de-
monstrieren! Lassen wir den
Etablierten in Österreich so-
wie Europa nicht die Idylle,
die sie sich wünschen. Zeigen
wir ihnen, dass sie keine
“Volksvertretung” sind, da sie
bewusst gegen die Interessen
von Beschäftigten, Erwerbslo-
sen, Auszubildenden und
PensionistInnen handeln.

Jetzt mitmachen! Telefon 01/ 524 63 10 Mail slp@slp.at Web www.slp.at
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Wofür wir stehen

" Nein zum Sozialabbau! Statt
Subventionen für die Privat-
wirtschaft ein öffentliches 
Investitionsprogramm bei 
Gesundheit, Bildung,
Wohnbau und Verkehr.

" Mindestlohn 1.100 Euro netto!
Sofortige Arbeitszeit-
verkürzung auf 30 Stunden
pro Woche bei vollem Lohn-
und Personalausgleich.

" Nein zur Sparpropaganda!
Wiedereinführung der
Vermögenssteuer, Abschaffung
des Stiftungsrechtes sowie Ein-
führung einer echten Steuer-
progression und 
einer Wertschöpfungsabgabe
zur Finanzierung von Gesund-
heits-, Bildungs-, Arbeitslosen-
und Pensionsversicherung.

" Schluss mit der doppelten und
dreifachen Ausbeutung von 
Frauen in Beruf und Familie!

" Abschaffung aller diskriminie-
renden Gesetze, volle rechtli-
che Gleichstellung aller in
Österreich lebenden Menschen

" Volle Gleichberechtigung für
Schwule, Lesben und Bisexuelle

" Für einen echten Kampf gegen
Umweltzerstörung. Kampf
dem Verursacher – der kapita-
listischen Profitwirtschaft.

" Nein zu einem repressiven 
Sicherheitsapparat, der das 
große Geld schützt. Kein Geld
für die Rüstung, keinen Beitritt
zu einem Militärbündnis.

" Streichung bzw. keine Bezah-
lung der Schulden der soge-
nannten “Dritten Welt”, Zer-
schlagung der internationalen
Institutionen des Kapitals als
Folge einer internationalen
Kampagne der ArbeiterInnen-
bewegung.

" Nein zur Sozialpartnerschaft –
Für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften! 

" SPÖ und Grüne bieten keine 
linke Alternative! Wir brau-
chen eine neue starke Partei
für ArbeiterInnen, Arbeitslose
und Jugendliche.

" Nein zu Ausgliederungen und
Privatisierungen! Stattdessen
Überführung aller bereits 
privatisierten Betriebe sowie
der Schlüsselindustrie in
Gemeineigentum unter demo-
kratischer Kontrolle und Ver-
waltung der ArbeiterInnen.

" Nein zur kapitalistischen EU
der Banken, Konzerne und 
Bürokraten. Für eine Födera-
tion sozialistischer Staaten von 
Europa auf freier und gleich-
berechtigter Grundlage.

" Für eine geplante Wirtschaft 
unter demokratischer Kontrol-
le und Verwaltung der Beschäf-
tigten, in der Produktionspla-
nung von den gesellschaft-
lichen Bedürfnissen und nicht
vom Profit bestimmt werden.

" Eine Revolution ist notwendig.
Lediglich Reformen führen
keine grundlegenden Verände-
rungen herbei. Die Arbeiter-
Innenbewegung und die Ju-
gend müssen für den Bruch
mit der kapitalistischen Wirt-
schaft und für den Sozialismus
kämpfen.

Das Programm der 
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, EUR 3,00 inkl. Versand

Das Programm wird nach Überwei-
sung auf unser Konto PSK 8812.733
zugesandt. Namen und Anschrift
nicht vergessen!

!Mehr

Programm!

EU-Außenministertreffen in Salzburg – 
Nicht ohne unseren Widerstand


